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Massnahmenpaket zur Stärkung der höheren Berufsbildung: Änderung des Berufsbildungs-

gesetzes (BBG) und der Berufsbildungsverordnung (BBV); Vernehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Mit Schreiben vom 14. Juni 2024 wurden die Kantonsregierungen eingeladen, zu obengenannter An-

gelegenheit Stellung zu nehmen. Der Regierungsrat des Kantons Aargau bedankt sich für diese Ge-

legenheit und äussert sich wie folgt: 

Im Rahmen der vorliegenden Revision des Bundesgesetzes über die Berufsbildung (Berufsbildungs-

gesetz, BBG) und der Verordnung über die Berufsbildung (Berufsbildungsverordnung, BBV) schlägt 

das Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation ein Bezeichnungsrecht für höhere Fach-

schulen, die Titelzusätze "Professional Bachelor" und "Professional Master" für die Abschlüsse der 

höheren Berufsbildung, Englisch als weitere mögliche Sprache bei eidgenössischen Berufs- und hö-

heren Fachprüfungen sowie die Flexibilisierung der Nachdiplomstudien HF (NDS HF) vor. Alle diese 

Massnahmen haben zum Ziel, die höhere Berufsbildung zu stärken. 

Der Regierungsrat stimmt grundsätzlich allen vorgeschlagenen Änderungen im BBG und in der BBV 

zu. Bei der Streichung der Anerkennung von NDS HF ist wichtig zu erwähnen, dass für die spezielle 

Situation der NDS Anästhesie-, Intensiv- und Notfallpflege eine entsprechende Lösung gesucht wer-

den muss. Dabei ist eine Überführung in eine eidgenössische höhere Fachprüfung anzustreben. 

Die Einführung der Titelzusätze "Professional Bachelor" und "Professional Master" ist eine Chance, 

die Abschlüsse der höheren Berufsbildung insgesamt zu stärken. Die Hauptherausforderung besteht 

aus Sicht des Regierungsrats jedoch darin, dass die Schulen in Zukunft weiterhin die bestehenden, 

geschützten Titel respektive deren englische Übersetzung verwenden und sich nicht nur auf die 

neuen Titelzusätze beschränken. Die geplante Regelung zur unzulässigen Verwendung eines Titel-

zusatzes (Art. 63b BBG) ist deshalb gemäss dem Regierungsrat zu wenig streng, es braucht konkre-

tere Angaben zu möglichen Bussen oder Strafen. 

Weitere Anmerkungen zu den einzelnen Punkten sind der beiliegenden synoptischen Darstellung zu 

entnehmen. 

  



 

 

 2 von 2 
 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

 

Dr. Markus Dieth 

Landammann 

Joana Filippi 

Staatsschreiberin 
 

Beilage 

• Synopse Massnahmenpaket zur Stärkung der höheren Berufsbildung: Änderung des Berufsbil-

dungsgesetzes (BBG) und der Berufsbildungsverordnung (BBV) 
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Massnahmenpaket zur Stärkung der höheren Berufsbildung: Änderung des Bundesgesetzes über die Berufsbildung (Berufsbildungsgesetzes, BBG) und 
der Verordnung über die Berufsbildung (Berufsbildungsverordnung, BBV); Vernehmlassung 
 
 

Geltendes Recht Vernehmlassungsvorlage Stellungnahme Kanton Aargau 

Bundesgesetz vom 13. Dezember 2002 über die Berufsbildung (BBG)  

Art. 28 Eidgenössische Berufsprüfungen und eidgenössi-
sche höhere Fachprüfungen 

Art. 28 Abs. 1bis 
 

 

1 Die eidgenössischen Berufsprüfungen und die eidgenös-
sischen höheren Fachprüfungen setzen eine einschlägige 
berufliche Praxis und einschlägiges Fachwissen voraus. 

  

 1bis Sie werden in den Amtssprachen angeboten. Sie kön-
nen zusätzlich auf Englisch angeboten werden. 

Zustimmung. Wichtig ist, dass eine Prüfung in einer Lan-
dessprache auch dann abgelegt werden kann, wenn nur 
eine einzige Person dies möchte. Die Landessprachen ge-
hen dem Englisch vor. 
Der Regierungsrat regt ein Monitoring an, um die Entwick-
lung der Sprachen in den Prüfungen zu beobachten. Es gilt 
zu vermeiden, dass Englisch langfristig die Landesspra-
chen in den Prüfungsangeboten der Höheren Berufsbil-
dung verdrängt. 

2 Die zuständigen Organisationen der Arbeitswelt regeln 
die Zulassungsbedingungen, Lerninhalte, Qualifikations-
verfahren, Ausweise und Titel. Sie berücksichtigen dabei 
die anschliessenden Bildungsgänge. Die Vorschriften un-
terliegen der Genehmigung durch das SBFI. Sie werden 
in Form eines Verweises nach Artikel 13 Absätze 1 Buch-

stabe g und 3 des Publikationsgesetzes vom 18. Juni 20042 

im Bundesblatt veröffentlicht.3  

  

3 Der Bundesrat regelt Voraussetzungen und Verfahren der 
Genehmigung. 

  

4 Die Kantone können vorbereitende Kurse anbieten.   
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Geltendes Recht Vernehmlassungsvorlage Stellungnahme Kanton Aargau 

Art. 29 Höhere Fachschulen Art. 29 Abs. 3, 3bis und 5  

1 Die Zulassung zu einer eidgenössisch anerkannten Bil-
dung an einer höheren Fachschule setzt eine einschlägige 
berufliche Praxis voraus, soweit diese nicht in den Bil-
dungsgang integriert ist. 

  

2 Die vollzeitliche Bildung dauert inklusive Praktika mindes-
tens zwei Jahre, die berufsbegleitende Bildung mindestens 
drei Jahre. 

  

3 Das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bil-
dung und Forschung (WBF)4 stellt in Zusammenarbeit 
mit den zuständigen Organisationen für die eidgenössi-
sche Anerkennung der Bildungsgänge und Nachdiplom-
studien an höheren Fachschulen Mindestvorschriften auf. 
Sie betreffen die Zulassungsbedingungen, Lerninhalte, 
Qualifikationsverfahren, Ausweise und Titel. 

3 Das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bildung 

und Forschung (WBF)5 stellt in Zusammenarbeit mit den 
zuständigen Organisationen Mindestvorschriften für die 
eidgenössische Anerkennung der Bildungsgänge an höhe-
ren Fachschulen auf. Sie betreffen die Zulassungsbedin-
gungen, Lerninhalte, Qualifikationsverfahren, Ausweise 
und Titel. 

Zustimmung (Streichung der Anerkennung von Nachdip-
lomstudien). 
Für die meisten Nachdiplomstudien (NDS) respektive de-
ren Bildungsträger dürfte die vorgeschlagene Veränderung 
machbar sein und im Wettbewerb mit den Weiterbildungs-
angeboten der Hochschulen zu keinen gravierenden Nach-
teilen führen. Im Bereich der Gesundheit bestehen hinge-
gen mit den NDS Anästhesie-, Intensiv- und Notfallpflege 
(AIN) Weiterbildungen, die nebst der staatlichen Anerken-
nung auf einem eidgenössischen Rahmenlehrplan beru-
hen. Diese Weiterbildungen sind für den Gesundheitsbe-
reich versorgungsrelevant und unterstehen seit jeher er-
höhten Qualitätsanforderungen durch die Organisationen 
der Arbeitswelt (OdA) und die Behörden. 
Der Regierungsrat macht darauf aufmerksam, dass für 
diese spezielle Situation eine entsprechende Lösung ge-
sucht werden muss, mit der die bisherigen Qualitätsanfor-
derungen erfüllt werden können (Überführung in eine eid-
genössische höhere Fachprüfung). Zudem soll die Über-
gangsfrist grosszügig festgesetzt werden, damit die AIN-
Schulen genügend Zeit für die Umstellung haben. 

 3bis Es kann Mindestvorschriften für das Weiterbildungsan-
gebot an höheren Fachschulen aufstellen. Sie betreffen die 
Zulassungsbedingungen, den Umfang und die Titel 

4 Die Kantone können selber Bildungsgänge anbieten.  

5 Die Kantone üben die Aufsicht über die höheren Fachschu-
len aus, soweit sie eidgenössisch anerkannte Bildungs-
gänge anbieten. 

5 Die Kantone üben die Aufsicht über die höheren Fach-
schulen aus. 

 Art. 29a Bezeichnungsrecht  

 Bietet eine Bildungsinstitution eidgenössisch anerkannte 
Bildungsgänge an, so kann sie in ihrem Namen die Be-
zeichnung «Höhere Fachschule», «école supérieure» oder 
«scuola specializzata superiore» führen. 

Zustimmung. Der Regierungsrat begrüsst, dass die Höhere 
Fachschule (HF) als Bildungsinstitutionen künftig von  
einem Rechtsschutz profitieren sollen. Es ist in der Tat un-
verständlich, dass bisher auch Bildungseinrichtungen ohne 
anerkannte HF-Bildungsgänge den Titel "Höhere Fach-
schule" verwenden konnten.  
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Aus der Sicht des Regierungsrats sollte zudem klar festge-
legt werden, ob künftig nur Bildungsangebote mit Mindest-
vorschriften des Bundes den Zusatz "Höhere Fachschule" 
oder "HF" führen dürfen, oder ob dies dann für alle Bil-
dungsangebote einer höheren Fachschule gilt (also neben 
Bildungsgängen HF und NDS HF auch zum Beispiel NDK 
HF). 

 Art. 44a Titelzusätze Zustimmung. Der Regierungsrat sieht die Einführung der 
Titelzusätze "Professional Bachelor/Master" als mögliche 
Chance, die Sichtbarkeit und Verständlichkeit der Ab-
schlüsse der höheren Berufsbildung zu erhöhen und diese 
somit zu stärken. Die Titelzusätze können die Abschlüsse 
im Ausland sowie für ausländische Personalverantwortliche 
in der Schweiz besser verständlich machen und sowohl im 
In- als auch im Ausland einen stärkeren Bezug zum Terti-
ärbereich herstellen. Letzteres dient auch als Signal für 
Personen in der Schweiz, die sich für einen solchen Bil-
dungsweg entscheiden. 
 
Damit die Abgrenzung zu den Hochschulabschlüssen si-
chergestellt ist, dürfen die Titelzusätze nicht ohne die je-
weiligen Titel verwendet werden. Die grosse Herausforde-
rung besteht deshalb aus Sicht des Regierungsrats in der 
korrekten Umsetzung durch die Schulen respektive in der 
verstärkten Aufsicht durch die Kantone (vgl. Kommentar zu 
Art. 63b). 

 1 Geschützten Titeln der höheren Berufsbildung können die 
folgenden Titelzusätze angefügt werden: 

 a. «Professional Bachelor», wenn der Titel durch eine 
eidgenössische Berufsprüfung oder einen Bildungs-
gang einer höheren Fachschule erworben wurde; 

 b. «Professional Master», wenn der Titel durch 
eine eidgenössische höhere Fachprüfung er-
worben wurde. 

 2 Der Titelzusatz darf nur in Verbindung mit dem vollständi-
gen geschützten Titel oder mit der vollständigen engli-
schen Übersetzung verwendet werden, wie sie in der Prü-
fungsordnung oder im Rahmenlehrplan festgehalten sind. 

 Art. 63a Unzulässige Verwendung des Bezeichnungsrechts  

 1 Wer als Verantwortlicher eines Geschäftsbetriebs ohne 
anerkannten Bildungsgang vorsätzlich die Bezeichnung 
«Höhere Fachschule»,«école supérieure» oder «scuola 
specializzata superiore» verwendet, wird mit Busse bis zu 
100 000 Franken bestraft. 

Zustimmung. Der Regierungsrat begrüsst, dass Möglich-
keiten eingeführt werden, um Bildungszentren zu sanktio-
nieren, die mit dem Titel HF werben, ohne dass sie aner-
kannte HF-Bildungsgänge führen. 

 2 Für Widerhandlungen in Geschäftsbetrieben sind die Ar-
tikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom 22. März 19746 

über das Verwaltungsstrafrecht (VStrR) anwendbar. 
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 3 Fällt eine Busse von höchstens 20 000 Franken in Be-
tracht und würde die Ermittlung der nach Absatz 1 strafba-
ren Personen Untersuchungsmassnahmen bedingen, die 
im Hinblick auf die verwirkte Strafe unverhältnismässig wä-
ren, so kann die Behörde von einer Verfolgung dieser Per-
sonen absehen und an ihrer Stelle den Geschäftsbetrieb 
(Art. 7 VStrR) zur Bezahlung der Busse verurteilen. 

 Art. 63b Unzulässige Verwendung eines Titelzusatzes  

 Wer vorsätzlich einen Titelzusatz ohne den vollständigen 
geschützten Titel oder ohne die vollständige englische 
Übersetzung verwendet, wird mit Busse bestraft. 

Zustimmung 
Aus Sicht des Regierungsrats braucht es eine strengere 
Regulierung, wenn Bildungsanbieter der Höheren Berufs-
bildung in ihren offiziellen Dokumenten und Mitteilungen 
gegen Art. 44a Abs. 1 und Abs. 2 verstossen. So könnte 
der Artikel sowohl bezüglich der maximalen Höhe der 
Busse als auch bezüglich der Ausweitung der Strafen auf 
Bildungsanbieter, die den Titelzusatz nicht präzise verwen-
den, ergänzt werden. 
Die Einführung ergänzender Titel erfordert von den Kanto-
nen entsprechende Vorkehrungen respektive personelle 
Ressourcen, um sicherzustellen, dass die Umsetzung kor-
rekt stattfindet. Um diese zusätzlichen Ressourcen tief hal-
ten zu können, braucht es diese strengere Regulierung.  

Art. 73 Übergangsbestimmungen Art. 73  

1 Die geltenden kantonalen und eidgenössischen Bil-
dungsverordnungen sind innert fünf Jahren nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes anzupassen beziehungsweise zu 
ersetzen. 

Nach bisherigem Recht erworbene geschützte Titel sind 
weiterhin geschützt. 

Zustimmung 

2 Nach bisherigem Recht erworbene geschützte Titel sind 
weiterhin geschützt. 

  

3 Die Umstellung auf Pauschalbeiträge nach Artikel 53 
Absatz 2 findet stufenweise innert vier Jahren statt. 
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4 Die Kostenbeteiligung des Bundes wird innert vier Jahren 
stufenweise auf den in Artikel 59 Absatz 2 festgelegten An-
teil erhöht. 
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Verordnung vom 19. November 2003 über die Berufsbildung (BBV)  

Art. 36 Eidgenössische Berufsprüfungen und eidgenössi-
sche höhere Fachprüfungen 
(Art. 43 Abs. 1 und 2 BBG) 

Art. 36 Sachüberschrift sowie Abs. 2bis 2ter 

 
Eidgenössische Berufsprüfungen und eidgenössische hö-
here Fachprüfungen 

(Art. 28 Abs. 1bis, 43 Abs. 1 und 2 sowie 44a BBG) 
 

 

1 Das für die eidgenössische Berufsprüfung oder die eid-
genössische höhere Fachprüfung zuständige Organ ent-
scheidet durch Verfügung über die Zulassung zum Quali-
fikationsverfahren und über die Erteilung des Fachaus-
weises oder des Diploms. 

  

2 Die Fachausweise und die Diplome werden vom SBFI 
ausgestellt. Die Absolventinnen und Absolventen können 
wählen, in welcher Amtssprache ihr Ausweis ausgestellt 
wird. 

  

 

2bis Wurde die Prüfung auf Englisch absolviert, so wird 

dies auf dem Fachausweis oder dem Diplom vermerkt. 

Zustimmung 

 

2ter Die Fachausweise und Diplome nennen den geschütz-
ten Titel sowie den entsprechenden Titelzusatz. 

Zustimmung 

3 Die Fachausweise und die Diplome werden von der oder 
dem Vorsitzenden des für das Qualifikationsverfahren zustän-
digen Organs und von einem Direktionsmitglied des SBFI un-
terzeichnet. 

  

Art. 77 Pauschalbeiträge 
(Art. 73 Abs. 3 und 4 BBG) 

Art. 77 und Art. 78 aufgehoben (Zustimmung: Streichung ist sachlogisch.) 

1 Die Aufgaben der Kantone nach Artikel 53 Absatz 2 BBG 
werden vom Bund ab dem fünften Jahr nach Inkrafttreten 
des BBG vollumfänglich über Pauschalbeiträge gemäss 
dem BBG und dieser Verordnung mitfinanziert. 
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2 Die ersten vier Jahre nach Inkrafttreten des BBG gilt fol-
gende Regelung: 

a. Aufgaben nach Artikel 53 Absatz 2 BBG, für die der 
Bund bisher gestützt auf eines der folgenden Ge-
setze Beiträge gewährt hat, unterstützt er weiterhin 
nach diesen Gesetzen: 

1. Bundesgesetz vom 19. April 19789 
über die Berufsbildung, 

2. Landwirtschaftsgesetz vom 29. April 199810, 

3. Waldgesetz vom 4. Oktober 199111, 

4. Bundesgesetz vom 19. Juni 199212 über Fi-
nanzhilfen an die Höheren Fachschulen im So-
zialbereich. 

  

b. Die übrigen Aufgaben nach Artikel 53 Absatz 2 BBG 
unterstützt der Bund im Rahmen der verfügbaren Mit-
tel nach Artikel 53 Absatz 1 BBG. 

  

Art. 78 Bauvorhaben und Mieten (Art. 73 Abs. 
3 BBG) 

  

1 Subventionsgesuche für Bauvorhaben, für die bis zum In-
krafttreten des BBG beim SBFI ein Raumprogramm mit 
Belegungsplan, ein Vorprojekt oder ein Bauprojekt einge-
reicht wurden, werden nach bisherigem Recht beurteilt. 

  

2 Wird ein Raumprogramm mit Belegungsplan oder ein 
Vorprojekt eingereicht, so werden Subventionen nach 
bisherigem Recht nur gewährt, wenn bis spätestens vier 
Jahre nach Inkrafttreten des BBG ein Bauprojekt vorge-
legt wird. 

  

3 Wurde für ein Bauvorhaben eine Subvention zugesichert, 
so ist die Schlussabrechnung für das realisierte Vorhaben 
bis spätestens zehn Jahre nach dem Inkrafttreten des BBG 
einzureichen. Wird die Schlussabrechnung nach diesem 
Zeitpunkt eingereicht, so sind keine Subventionen mehr 
geschuldet. 
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4 Subventionsgesuche für die Miete von Räumlichkeiten, 
die bis zum Inkrafttreten des BBG mit einer Raumtabelle, 
einem Mietvertrag oder einem Mietvorvertrag und einem 
Belegungsplan eingereicht wurden, werden nach bisheri-
gem Recht beurteilt. Die Subventionen werden höchstens 
bis vier Jahre nach Inkrafttreten des BBG gewährt. 

  

5 Der Zahlungskredit für Bauten und Mieten geht zu Lasten 
des Zahlungsrahmens nach Artikel 59 Absatz 1 Buchstabe 
a BBG. 

  

 


